
3204 GVMI – 1.7/2026             Minden, den 10. Juni 2026 

 

Beschluss des Präsidiums 

 

Mit Wirkung ab dem 12.06.2026 
 

1. wird die Regelung über den Geschäftsbereich der 1. Kammer auf Seite 1 des 
Geschäftsverteilungsplans des Gerichts in Rechtssachen unter Fortgeltung 
der Regelungen im Übrigen hinsichtlich des Sachgebiets Asylrecht wie folgt 
neu gefasst: 

 
Asylrecht (1810/1910, 1810u/1910u, 1810a/1910a, 2210/2310, 2220/2320) 
mit Asylbewerbern aus Syrien die am 31.12.2025 in der Kammer anhängi-
gen Verfahren und von den ab dem 01.01.2026 bei Gericht eingehenden 
Verfahren die in den Kalenderwochen 1, 2, 4, 5, 7, 8 usw. eingehenden 
Verfahren mit Ausnahme asylrechtlicher Verfahren mit Überstellungsent-
scheidungen nach der Verordnung (EU) 2024/1351 und Entscheidungen 
nach § 29 Nr. 1 AsylG in der ab dem 12.06.2026 geltenden Fassung i. V. m. 
Art. 38 Abs. 1 Buchst. d) der Verordnung (EU) 2024/1348 sowie Entschei-
dungen nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) AsylG in der bis zum 11.06.2026 
geltenden Fassung (im Folgenden: Dublin- bzw. AMMVO-Verfahren [2000, 
2100]) und mit Entscheidungen nach § 29 Nr. 2 bis Nr. 5 AsylG in der ab 
dem 12.06.2026 geltenden Fassung sowie Entscheidungen nach § 29 
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b) bis Nr. 4 AsylG in der bis zum 11.06.2026 geltenden 
Fassung (im Folgenden: Drittstaaten-Verfahren [1830, 1930]), 
 

2. wird die Regelung über den Geschäftsbereich der 2. Kammer auf Seite 4 des 
Geschäftsverteilungsplans des Gerichts in Rechtssachen unter Fortgeltung 
der Regelungen im Übrigen hinsichtlich des Sachgebiets Asylrecht wie folgt 
neu gefasst: 

 
Asylrecht – außer Dublin- bzw. AMMVO-Verfahren und Drittstaaten-Verfah-
ren – (1810/1910, 1810u/1910u, 1810a/1910a, 2210/2310, 2220/2320) mit 
Asylbewerbern aus Rumänien und dem Iran sowie unabhängig vom Her-
kunftsstaat des Asylbewerbers alle Verfahren nach §§ 47 bis 49, 68 und 
68a AsylG in der ab dem 12.06.2026 geltenden Fassung, 
 

3. werden die allgemein für das Sachgebiet Asylrecht geltenden Regelungen in 
Nr. II. des Geschäftsverteilungsplans des Gerichts in Rechtssachen um fol-
gende Ziffer 6. ergänzt: 

 
Macht eine Kammer auf Antrag oder von Amts wegen von der ihr nach § 77 
Abs. 8 AsylG in der ab dem 12.06.2026 geltenden Fassung eingeräumten 
Möglichkeit Gebrauch, auch über die Begründetheit zu entscheiden, ver-
bleibt die Sache unabhängig vom Herkunftsstaat des Asylbewerbers in ihrer 
Zuständigkeit. 

 
 



 
 

 Bock  Schürmann Hage 

 Kohl Wiglinski-Hamdan Schneider 

  Meyer Dr. Gebel 

Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht Dr. Stocksmeyer ist urlaubsbedingt an der Unter-
schriftsleistung gehindert. 


